
BESCHLUSS 2012/35/GASP DES RATES 

vom 23. Januar 2012 

zur Änderung des Beschlusses 2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 27. Februar 2007 den Gemeinsamen 
Standpunkt 2007/140/GASP über restriktive Maßnahmen 
gegen Iran ( 1 ) angenommen, durch den die Resolution 
1737 (2006) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
umgesetzt wird. 

(2) Am 23. April 2007 hat der Rat den Gemeinsamen 
Standpunkt 2007/246/GASP ( 2 ) angenommen, durch 
den die Resolution 1747 (2007) des VN-Sicherheitsrates 
umgesetzt wird. 

(3) Am 7. August 2008 hat der Rat den Gemeinsamen 
Standpunkt 2008/652/GASP ( 3 ) angenommen, durch 
den die Resolution 1803 (2008) des VN-Sicherheitsrates 
umgesetzt wird. 

(4) Am 26. Juli 2010 hat der Rat den Beschluss 
2010/413/GASP ( 4 ) angenommen, durch den die Resolu­
tion 1929 (2010) des VN-Sicherheitsrates umgesetzt 
wird. 

(5) Am 1. Dezember 2011 hat der Rat erneut erklärt, dass er 
hinsichtlich der Art des iranischen Nuklearprogramms, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Feststellungen 
in Bezug auf die iranischen Aktivitäten im Zusammen­
hang mit der Entwicklung von militärischer Kerntechnik 
im jüngsten Bericht der Internationalen Atomenergie-Or­
ganisation (IAEO), ernste und wachsende Bedenken hegt. 
In Anbetracht dieser Bedenken und im Einklang mit der 
Erklärung des Europäischen Rates vom 23. Oktober 
2011 ist der Rat übereingekommen, die geltenden Sank­
tionen auszuweiten, indem in enger Abstimmung mit 
internationalen Partnern zusätzliche Maßnahmen geprüft 
werden, darunter auch Maßnahmen, die das iranische 
Finanzsystem erheblich treffen sollen, Maßnahmen im 
Verkehrssektor und im Energiesektor, Maßnahmen gegen 
das Korps der Islamischen Revolutionsgarden (IRGC) so­
wie Maßnahmen in anderen Bereichen. 

(6) Am 9. Dezember 2011 hat der Europäische Rat die 
Schlussfolgerungen des Rates vom 1. Dezember 2011 
gebilligt und den Rat ersucht, als vorrangige Aufgabe 
seine Beratungen zur Ausweitung des Geltungsbereichs 
der restriktiven Maßnahmen der Union gegen Iran fort­
zusetzen. 

(7) In diesem Zusammenhang sollte die Lieferung, der Ver­
kauf oder die Weitergabe weiterer Artikel, Materialien, 
Ausrüstungen, Güter und Technologien an Iran verboten 
oder kontrolliert werden, wenn diese zu mit Anreiche­

rung, Wiederaufbereitung oder Schwerwasser zusammen­
hängenden Tätigkeiten Irans, zur Entwicklung von Trä­
gersystemen für Kernwaffen oder zu Tätigkeiten im Zu­
sammenhang mit anderen Fragen, die der IAEO Anlass 
zu Besorgnis geben oder von ihr noch als offen bezeich­
net werden, oder zu anderen Massenvernichtungswaffen­
programmen beitragen könnten. Dieses Verbot sollte sich 
auch auf Güter und Technologien mit doppeltem Ver­
wendungszweck erstrecken. 

(8) Unter Hinweis auf den potenziellen Zusammenhang zwi­
schen den Einnahmen, die Iran aus dem Energiesektor 
bezieht, und der Finanzierung seiner proliferationsrele­
vanten nuklearen Tätigkeiten sowie unter Hinweis darauf, 
dass die chemischen Apparate und Stoffe, die für die 
petrochemische Industrie benötigt werden, zahlreiche Ge­
meinsamkeiten mit denen aufweisen, die für bestimmte 
sensible Aktivitäten im Zusammenhang mit dem Kern­
brennstoffkreislauf erforderlich sind, wie in der Resolu­
tion 1929 (2010) des VN-Sicherheitsrates hervorgehoben 
wird, sollte der Verkauf, die Lieferung oder die Weiter­
gabe von weiteren wesentlichen Ausrüstungen und Tech­
nologien, die in Schlüsselbranchen der Öl- und Erdgas­
industrie oder in der petrochemischen Industrie genutzt 
werden könnten, verboten werden. Darüber hinaus soll­
ten die Mitgliedstaaten neue Investitionen in den petro­
chemischen Sektor in Iran verbieten. 

(9) Ferner sollten der Erwerb, die Einfuhr und die Beför­
derung von Rohöl und Erdölerzeugnissen sowie von pe­
trochemischen Erzeugnissen aus Iran untersagt werden. 

(10) Auch sollte verboten werden, mit der Regierung Irans 
oder für sie folgende Geschäfte zu tätigen: Verkauf, Kauf, 
Beförderung oder Vermittlung von Gold, Edelmetallen 
und Diamanten. 

(11) Darüber hinaus sollte die Lieferung von auf die iranische 
Landeswährung lautenden neu gedruckten bzw. gepräg­
ten bzw. nicht herausgegebenen Banknoten und Münzen 
an die bzw. zugunsten der Zentralbank Irans verboten 
werden. 

(12) Außerdem sollten restriktive Maßnahmen gegen die ira­
nische Zentralbank aufgrund ihrer Beteiligung an Maß­
nahmen zur Umgehung der Sanktionen gegen Iran ver­
hängt werden. 

(13) Die Einreisebeschränkungen und das Einfrieren von Gel­
dern und wirtschaftlichen Ressourcen sollten auf weitere 
Personen und Einrichtungen, die die iranische Regierung 
unterstützen, indem sie ihr proliferationsrelevante nu­
kleare Tätigkeiten oder die Entwicklung von Trägersyste­
men für Kernwaffen ermöglichen, insbesondere auf Per­
sonen und Einrichtungen, die finanzielle, logistische oder 
materielle Unterstützung für die iranische Regierung be­
reitstellen, Anwendung finden.
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(14) Die Einreisebeschränkungen und das Einfrieren von Gel­
dern, die auf Mitglieder des Korps der Islamischen Revo­
lutionsgarden (IRGC) Anwendung finden, sollten künftig 
nicht mehr nur für führende Mitglieder gelten, sondern 
könnten auch für andere Mitglieder des IRGC gelten. 

(15) Überdies sollten weitere Personen und Einrichtungen in 
die Liste der Personen und Einrichtungen, die gemäß 
Anhang II des Beschlusses 2010/413/GASP restriktiven 
Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden. 

(16) Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit 
bestimmte Maßnahmen durchgeführt werden können – 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2010/413/GASP des Rates wird wie folgt geän­
dert: 

1. Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

"e) sonstige Güter und Technologien mit doppeltem Ver­
wendungszweck, die in Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 über eine 
Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr, 
der Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr 
von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck (*) auf­
geführt sind und nicht unter Buchstabe a erfasst sind, 
mit Ausnahme einiger Güter der Kategorie 5 – Teil 1 
und Kategorie 5 – Teil 2 des Anhangs I der genannten 
Verordnung. 

___________ 
(*) ABl. L 134 vom 29.5.2009, S. 1." 

2. Folgende Artikel werden eingefügt: 

"Artikel 3a 

(1) Es ist verboten, iranische Rohöl und Erdölerzeugnisse 
einzuführen, zu erwerben oder zu befördern. 

Die Union trifft die notwendigen Maßnahmen zur Fest­
legung der relevanten Artikel, die von dieser Vorschrift 
erfasst werden. 

(2) Es ist verboten, hinsichtlich der Einfuhr, des Erwerbs 
oder der Beförderung von iranischen Rohöl und Erdöler­
zeugnissen unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder 
finanzielle Unterstützung, einschließlich in Form von Fi­
nanzderivaten, oder Versicherungen und Rückversicherun­
gen bereitzustellen. 

Artikel 3b 

(1) Es ist verboten, iranische petrochemische Erzeugnisse 
einzuführen, zu erwerben oder zu befördern. 

Die Union trifft die notwendigen Maßnahmen zur Fest­
legung der relevanten Artikel, die von dieser Vorschrift 
erfasst werden. 

(2) Es ist verboten, hinsichtlich der Einfuhr, des Erwerbs 
oder der Beförderung von iranischen petrochemischen Er­
zeugnissen unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder 
finanzielle Unterstützung oder Versicherungen und Rück­
versicherungen bereitzustellen. 

Artikel 3c 

(1) Die Verbote gemäß Artikel 3a gelten unbeschadet der 
Erfüllung bis zum 1. Juli 2012 von vor dem 23. Januar 
2012 geschlossenen Verträgen oder von Nebenverträgen, 
die für die Erfüllung dieser Verträge erforderlich sind und 
bis spätestens 1. Juli 2012 zu schließen und zu erfüllen 
sind. 

(2) Die Verbote gemäß Artikel 3a gelten unbeschadet der 
Erfüllung von Verpflichtungen aufgrund von vor dem 
23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen oder von Neben­
verträgen, die für die Erfüllung dieser Verpflichtungen er­
forderlich sind, sofern die Lieferung von iranischem Rohöl 
und iranischen Erdölerzeugnissen oder die Erlöse aus der 
Lieferung von iranischem Rohöl und iranischen Erdöler­
zeugnissen der Rückerstattung von ausstehenden Beträgen 
in Bezug auf vor dem 23. Januar 2012 geschlossene Ver­
träge an im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ansässige 
oder deren Hoheitsgewalt unterstehende Personen oder Ein­
richtungen dient, sofern diese Rückerstattung in diesen Ver­
trägen ausdrücklich vorgesehen ist. 

Artikel 3d 

(1) Die Verbote gemäß Artikel 3b gelten unbeschadet 
der Erfüllung bis zum 1. Mai 2012 von vor dem 
23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen oder von Neben­
verträgen, die für die Erfüllung dieser Verträge erforderlich 
sind und bis spätestens 1. Mai 2012 zu schließen und zu 
erfüllen sind. 

(2) Die Verbote gemäß Artikel 3b gelten unbeschadet 
der Erfüllung von Verpflichtungen aufgrund von vor dem 
23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen oder von Neben­
verträgen, die für die Erfüllung dieser Verpflichtungen er­
forderlich sind, sofern die Lieferung von petrochemischen 
Erzeugnissen oder die Erlöse aus der Lieferung dieser Er­
zeugnisse der Rückerstattung von ausstehenden Beträgen in 
Bezug auf vor dem 23. Januar 2012 geschlossene Verträge 
an im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ansässige oder ihrer 
Hoheitsgewalt unterstehende Personen oder Einrichtungen 
dienen, sofern diese Rückerstattung in diesen Verträgen 
ausdrücklich vorgesehen ist." 

3. Folgende Artikel werden eingefügt: 

"Artikel 4a 

(1) Der Verkauf, die Lieferung oder die Weitergabe von 
wesentlichen Ausrüstungen und Technologien durch Staats­
angehörige der Mitgliedstaaten oder über das Hoheitsgebiet 
der Mitgliedstaaten oder unter Benutzung von der Hoheits­
gewalt der Mitgliedstaaten unterstehenden Schiffen oder 
Luftfahrzeugen ist unabhängig davon, ob sie ihren Ur­
sprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben oder 
nicht, verboten, wenn sie für die petrochemische Industrie 
in Iran oder für iranische oder im Eigentum Irans stehende 
Unternehmen, die außerhalb Irans in diesem Industriezweig 
tätig sind, bestimmt sind. 

Die Union trifft die notwendigen Maßnahmen zur Fest­
legung der relevanten Artikel, die von dieser Vorschrift 
erfasst werden.
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(2) Es ist verboten, für in der iranischen petroche­
mischen Industrie tätige Unternehmen in Iran oder für ira­
nische oder im Eigentum Irans stehende Unternehmen, die 
außerhalb Irans in diesem Industriezweig tätig sind, Folgen­
des bereitzustellen: 

a) technische Hilfe oder Ausbildung und andere Dienstleis­
tungen in Bezug auf wesentliche Ausrüstungen und 
Technologien gemäß Absatz 1; 

b) Finanzmittel oder Finanzhilfen für den Verkauf, die Lie­
ferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr wesentlicher 
Ausrüstungen und Technologien gemäß Absatz 1 oder 
für die Erbringung damit verbundener technischer Hilfe 
oder Ausbildung. 

(3) Es ist verboten, wissentlich oder absichtlich an Tätig­
keiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Verbote bezweckt oder be­
wirkt wird. 

Artikel 4b 

(1) Das Verbot gemäß Artikel 4 Absatz 1 gilt unbescha­
det der Erfüllung einer Verpflichtung im Zusammenhang 
mit der Lieferung von Waren aufgrund von Verträgen, die 
vor dem 26. Juli 2010 geschlossen wurden. 

(2) Die Verbote gemäß Artikel 4 gelten unbeschadet der 
Erfüllung einer Verpflichtung aufgrund von vor dem 
26. Juli 2010 geschlossenen Verträgen im Zusammenhang 
mit Investitionen in Iran, die von Unternehmen mit Sitz in 
den Mitgliedstaaten vor diesem Zeitpunkt getätigt wurden. 

(3) Das Verbot gemäß Artikel 4a Absatz 1 gilt unbe­
schadet der Erfüllung einer Verpflichtung im Zusammen­
hang mit der Lieferung von Waren aufgrund von Verträgen, 
die vor dem 23. Januar 2012 geschlossen wurden. 

(4) Die Verbote gemäß Artikel 4a gelten unbeschadet der 
Erfüllung einer Verpflichtung aufgrund von vor dem 
23. Januar 2012 geschlossenen Verträgen im Zusammen­
hang mit Investitionen in Iran, die von Unternehmen mit 
Sitz in den Mitgliedstaaten vor diesem Zeitpunkt getätigt 
wurden. 

Artikel 4c 

Es ist verboten, mit der Regierung Irans, ihren öffentlichen 
Einrichtungen, Unternehmen und Agenturen, der Zentral­
bank Irans sowie Personen und Einrichtungen, die in deren 
Namen oder auf deren Anweisung handeln, oder Einrich­
tungen, die in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle 
stehen, mittelbar oder unmittelbar folgende Geschäfte zu 

tätigen: Verkauf, Kauf, Beförderung oder Vermittlung von 
Gold, Edelmetallen und Diamanten. 

Die Union trifft die notwendigen Maßnahmen zur Fest­
legung der relevanten Artikel, die von dieser Vorschrift 
erfasst werden. 

Artikel 4d 

Die Lieferung von auf die iranische Landeswährung lauten­
den neu gedruckten bzw. geprägten bzw. nicht herausgege­
benen Banknoten und Münzen an die bzw. zugunsten der 
Zentralbank Irans ist verboten." 

4. Folgender Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 6a 

Folgendes ist verboten: 

a) die Gewährung von Darlehen oder Krediten an in der 
iranischen petrochemischen Industrie tätige Unterneh­
men in Iran oder an iranische oder im Eigentum Irans 
stehende Unternehmen, die außerhalb Irans in diesem 
Industriezweig tätig sind; 

b) der Erwerb oder die Ausweitung einer Beteiligung an in 
der iranischen petrochemischen Industrie tätigen Unter­
nehmen in Iran oder an iranischen oder im Eigentum 
Irans stehenden Unternehmen, die außerhalb Irans in 
diesem Industriezweig tätig sind, einschließlich des voll­
ständigen Erwerbs solcher Unternehmen und des Er­
werbs von Anteilen und Wertpapieren mit Beteiligung­
scharakter; 

c) die Gründung von Gemeinschaftsunternehmen mit Un­
ternehmen in Iran, die in der iranischen petroche­
mischen Industrie tätig sind, sowie mit Tochterunterneh­
men oder Zweigunternehmen, die von diesen Unterneh­
men kontrolliert werden." 

5. Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 7 

(1) Die Verbote gemäß Artikel 6 Buchstabe a bzw. b 

i) gelten unbeschadet der Erfüllung einer Verpflichtung 
aufgrund von Verträgen oder Vereinbarungen, die vor 
dem 26. Juli 2010 geschlossen wurden; 

ii) stehen der Ausweitung einer Beteiligung nicht entgegen, 
sofern diese Ausweitung eine Verpflichtung aus einer 
Vereinbarung ist, die vor dem 26. Juli 2010 geschlossen 
wurde.
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(2) Die Verbote gemäß Artikel 6a Buchstabe a bzw. b 

i) gelten unbeschadet der Erfüllung einer Verpflichtung 
aufgrund von Verträgen oder Vereinbarungen, die vor 
dem 23. Januar 2012 geschlossen wurden; 

ii) stehen der Ausweitung einer Beteiligung nicht entgegen, 
sofern diese Ausweitung eine Verpflichtung aus einer 
Vereinbarung ist, die vor dem 23. Januar 2012 geschlos­
sen wurde." 

6. Artikel 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) von weiteren, nicht in Anhang I erfassten Personen, 
die an den proliferationsrelevanten nuklearen Tätig­
keiten Irans oder der Entwicklung von Trägersyste­
men für Kernwaffen beteiligt sind, direkt damit in 
Verbindung stehen oder Unterstützung dafür bereit­
stellen, auch durch die Beteiligung an der Beschaf­
fung der verbotenen Artikel, Güter, Ausrüstungen, 
Materialien und Technologien, von Personen, die in 
deren Namen und auf deren Anweisung handeln, 
oder von Personen, die den benannten Personen 
oder Einrichtungen bei der Umgehung der Bestim­
mungen der Resolutionen 1737 (2006), 1747 
(2007), 1803 (2008) und 1929 (2010) oder dieses 
Beschlusses oder dem Verstoß gegen diese Bestim­
mungen behilflich waren, sowie von weiteren Mit­
gliedern des IRGC; diese sind in Anhang II auf­
geführt;" 

b) Folgender Buchstabe wird angefügt: 

"c) von weiteren, nicht in Anhang I erfassten Personen, 
die die Regierung Irans unterstützen, und mit ihnen 
verbundene Personen gemäß der Auflistung in An­
hang II." 

7. Artikel 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) nicht in Anhang I erfasste Personen und Einrich­
tungen, die an den proliferationsrelevanten nu­
klearen Tätigkeiten Irans oder der Entwicklung 
von Trägersystemen für Kernwaffen beteiligt 
sind, direkt damit in Verbindung stehen oder 
Unterstützung dafür bereitstellen, auch durch 
die Beteiligung an der Beschaffung der verbote­
nen Artikel, Güter, Ausrüstungen, Materialien 
und Technologien, oder Personen und Einrich­
tungen, die in deren Namen und auf deren An­
weisung handeln, oder Einrichtungen, die unter 
deren Eigentum oder unter deren Kontrolle ste­
hen – auch mit unerlaubten Mitteln –, oder Per­
sonen und Einrichtungen, die den benannten 
Personen oder Einrichtungen bei der Umgehung 
der Bestimmungen der Resolutionen 1737 
(2006), 1747 (2007), 1803 (2008) und 1929 

(2010) oder dieses Beschlusses oder bei dem 
Verstoß gegen diese Bestimmungen behilflich 
waren, sowie weitere Mitglieder und Einrichtun­
gen des Korps der Iranischen Revolutionsgarden 
(IRGC) und der Islamic Republic of Iran Ship­
ping Lines und von Einrichtungen, die in ihrem 
Eigentum oder unter ihrer Kontrolle stehen oder 
in ihrem Namen handeln; diese sind in Anhang 
II aufgeführt;" 

ii) Folgender Buchstabe wird angefügt: 

"c) weitere, nicht in Anhang I erfasste Personen und 
Einrichtungen, die die Regierung Irans unterstüt­
zen, und mit ihnen verbundene Personen und 
Einrichtungen gemäß der Auflistung in Anhang 
II." 

b) Folgender Absatz wird eingefügt: 

"(4a) In Bezug auf in Anhang II erfasste Personen 
und Einrichtungen sind Ausnahmen auch zulässig für 
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen, die auf Konten 
oder von Konten einer diplomatischen oder konsulari­
schen Mission oder einer internationalen Organisation 
überwiesen werden, die nach dem Völkerrecht Immuni­
tät genießt, sofern diese Zahlungen der amtlichen Tätig­
keit dieser diplomatischen oder konsularischen Mission 
oder internationalen Organisation dienen." 

c) Folgende Absätze werden angefügt: 

"(7) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für einen 
Transfer von Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen 
durch oder über die Zentralbank Irans, die nach dem 
Tag ihrer Benennung eingegangen sind oder eingefroren 
wurden, oder für einen Transfer von Geldern oder wirt­
schaftlichen Ressourcen an oder über die Zentralbank 
Irans nach dem Tag ihrer Benennung, wenn dieser 
Transfer mit einer Zahlung seitens eines nicht benann­
ten Finanzinstituts im Zusammenhang steht, die in Ver­
bindung mit einem bestimmten Handelsvertrag zu leis­
ten ist, sofern der betreffende Mitgliedstaat auf Einzel­
fallbasis festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmit­
telbar noch mittelbar an eine der in Absatz 1 genannten 
Personen oder Einrichtungen geht. 

(8) Absatz 1 gilt nicht für einen Transfer von einge­
frorenen Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen 
durch oder über die Zentralbank Irans, wenn dieser 
Transfer dazu dient, der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaa­
ten unterstehende Finanzinstitute mit liquiden Mitteln 
für die Finanzierung von Handelsgeschäften zu versor­
gen, sofern dieser Transfer von dem betreffenden Mit­
gliedstaat genehmigt wurde. 

(9) Absatz 2 gilt unbeschadet von Zahlungen an die 
Zentralbank Irans in Verbindung mit der Erfüllung von 
Verträgen in Übereinstimmung mit den Artikeln 3a, 3b, 
3c oder 3d.
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(10) Absatz 1 hindert die in Anhang II aufgeführte 
Bank Tejarat nicht daran, während eines Zeitraums von 
zwei Monaten nach dem Tag ihrer Benennung eine Zah­
lung aus Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen, die 
nach dem Tag ihrer Benennung eingegangen sind oder 
eingefroren wurden, zu tätigen oder nach dem Tag ihrer 
Benennung eine Zahlung zu erhalten, wenn diese Zah­
lung in Verbindung mit einem bestimmten Handelsver­
trag zu leisten ist, sofern der betreffende Mitgliedstaat 
auf Einzelfallbasis festgestellt hat, dass die Zahlung we­
der unmittelbar noch mittelbar an eine der Personen 
oder Einrichtungen nach Absatz 1 geht. 

(11) Die Absätze 7, 8, 9 und 10 gelten unbeschadet 
der Absätze 3, 4, 4a, 5 und 6 dieses Artikels und des 
Artikels 10 Absatz 3." 

8. Artikel 24 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Beschließt der Rat, die in Artikel 19 Absatz 1 Buch­
staben b und c und in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b 
und c genannten Maßnahmen auf eine Person oder Einrich­
tung anzuwenden, so ändert er Anhang II entsprechend." 

9. Artikel 25 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Die Anhänge I und II enthalten, soweit verfügbar, 
auch die zur Identifizierung der betreffenden Personen und 
Einrichtungen erforderlichen Angaben, wie sie vom Sicher­
heitsrat oder dem Ausschuss in Bezug auf Anhang I ange­
geben werden. In Bezug auf Personen können diese Anga­
ben Namen, einschließlich Aliasnamen, Geburtsdatum und 
-ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personalausweis­
nummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie 
Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf Einrichtungen 
können diese Informationen Namen, Ort und Datum der 
Registrierung, Registriernummer und Geschäftsort umfas­
sen. Die Anhänge I und II enthalten auch das Datum der 
Benennung." 

10. In Artikel 26 erhalten die Absätze 2 und 3 folgende Fas­
sung: 

"(2) Die Maßnahmen betreffend das Verbot der Einfuhr, 
des Erwerbs oder der Beförderung von iranischem Rohöl 

und iranischen Erdölerzeugnissen gemäß Artikel 3a werden 
spätestens bis zum 1. Mai 2012 insbesondere unter gebüh­
render Berücksichtigung der Verfügbarkeit und der finan­
ziellen Bedingungen für die Lieferung von Rohöl und Erd­
ölerzeugnissen aus anderen Ländern als Iran überprüft, da­
mit die Kontinuität der Energieversorgung der Mitgliedstaa­
ten sichergestellt werden kann. 

(3) Die in Artikel 19 Absatz 1 Buchstaben b und c 
sowie in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b und c genann­
ten Maßnahmen werden in regelmäßigen Abständen, min­
destens aber alle zwölf Monate überprüft. Ihre Gültigkeit 
für die betreffenden Personen und Einrichtungen erlischt, 
wenn der Rat nach dem in Artikel 24 genannten Verfahren 
bestimmt, dass die Bedingungen für ihre Anwendung nicht 
länger gegeben sind." 

Artikel 2 

(1) Die in Anhang I dieses Beschlusses aufgeführten Personen 
und Einrichtungen werden in die Liste in Anhang II des Be­
schlusses 2010/413/GASP aufgenommen. 

(2) Die in Anhang II dieses Beschlusses aufgeführte Einrich­
tung wird von der Liste in Anhang II des Beschlusses 
2010/413/GASP gestrichen. 

(3) Die Einträge in Anhang II des Beschlusses 
2010/413/GASP werden gemäß Anhang III dieses Beschlusses 
geändert. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 23. Januar 2012. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG I 

Liste der Personen und Einrichtungen nach Artikel 2 Absatz 1 

I. Personen und Einrichtungen, die an nuklearen Tätigkeiten oder Tätigkeiten im Zusammenhang mit ballisti­
schen Raketen beteiligt sind 

B. Einrichtungen 

Name Identifizierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Central Bank of 
Iran (alias Central 
Bank of the Islamic 
Republic of Iran) 

Postanschrift: Mirdamad Blvd., NO. 
144, Teheran, Islamische Republik 
Iran 
P.O. Box: 15875 / 7177 
Switchboard: +98 21 299 51 
Telegrammanschrift: MARKAZ­
BANK 
Telex: 216 219-22 
MZBK IR SWIFT-Addresse: BMJI­
IRTH 
Website: http://www.cbi.ir 
E-Mail: G.SecDept@cbi.ir 

Beteiligung an Maßnahmen zur Umge­
hung der Sanktionen 

23.1.2012 

2. Bank Tejarat Postanschrift: Taleghani Br. 130, 
Taleghani Ave. 
P.O.Box: 11365 - 5416, Teheran 
Tel.: 88826690 
Tlx.: 226641 TJTA IR. 
Fax: 88893641 
Website: http://www.tejaratbank.ir 

Die Bank Tejarat ist eine staatliche 
Bank. Sie hat das Nuklearprogramm 
direkt unterstützt. So hat die Bank Te­
jarat beispielsweise 2011 die Bewe­
gung von mehreren zehn Millionen 
Dollar erleichtert, um der von den 
VN benannten Atomenergieorganisa­
tion Irans bei ihren laufenden Bemü­
hungen, Urankonzentrat zu erwerben, 
zu helfen. Die AEOI ist die wichtigste 
iranische Organisation für die For­
schung und Entwicklung von Kern­
technologie und verwaltet die Pro­
gramme zur Produktion von spalt­
barem Material. 

Die Bank Tejarat hat zudem eine Vor­
geschichte, da sie benannte iranische 
Banken bei der Umgehung internatio­
naler Sanktionen unterstützt hat und 
beispielsweise in Geschäften tätig 
wurde, an denen Deckunternehmen 
der von den VN benannten Shahid 
Hemmat Industrial Group beteiligt 
waren. 

Durch ihre Finanzdienstleistungen an 
die von der EU benannten Bank Mellat 
und Export Development Bank of Iran 
(EDBI) in den letzten Jahren hat die 
Bank Tejarat zudem die Aktivitäten 
von Tochterunternehmen und nach­
geordneter Stellen des Korps der ira­
nischen Revolutionsgarden, der von 
den VN benannten Organisation der 
Verteidigungsindustrie und des von 
den VN benannten Ministeriums für 
Verteidigung und Logistik der Streit­
kräfte (MODAFL) unterstützt. 

23.1.2012 

3. Tidewater (alias 
Tidewater Middle 
East Co.) 

Postanschrift: No. 80, Tidewater 
Building, Vozara Street, Next to 
Saie Park, Teheran, Iran 

Steht im Eigentum oder unter der 
Kontrolle des Korps der Iranischen Re­
volutionsgarden. 

23.1.2012
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Name Identifizierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

4. Turbine 
Engineering 
Manufacturing 
(TEM) (alias T.E.M. 
Co.) 

Postanschrift: Shishesh Mina Street, 
Karaj Special Road, Teheran, Iran 

Von Iran Aircraft Industries (IACI – 
bereits benannt) genutzte Scheinfirma 
für verdeckte Beschaffungsaktivitäten 

23.1.2012 

5. Sad Export Import 
Company (alias 
SAD Import & 
Export Company) 

Postanschrift: Haftom Tir Square, 
South Mofte Avenue, Tour Line 
No; 3/1, Teheran, Iran; 
P.O. Box 1584864813 Teheran, 
Iran 

Von der Organisation der Verteidi­
gungsindustrien (DIO – bereits be­
nannt) als Scheinfirma benutzt. An 
Waffenlieferungen nach Syrien betei­
ligt. Die Firma wurde auch in Zusam­
menhang mit illegalen Waffen–liefe­
rungen an Bord der MS "Monche­
gorsk" gebracht. 

23.1.2012 

6. Rosmachin Postanschrift: Haftom Tir Square, 
South Mofte Avernue, Tour Line 
No; 3/1, Teheran, Iran; 
P.O. Box 1584864813 Teheran, 
Iran 

Scheinfirma der Sad Export Import 
Company. An den illegalen Waffenlie­
ferungen an Bord der MS "Monche­
gorsk" beteiligt 

23.1.2012 

II. Korps der Iranischen Revolutionsgarden (IRGC) 

A. Personen 

Name Identifizierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Ali Ashraf NOURI Stellvertretender Kommandeur des 
IRGC, Leiter des Politbüros des IRGC 

23.1.2012 

2. Hojatoleslam Ali 
SAIDI (alias Hojjat- 
al-Eslam Ali Saidi 
oder Saeedi) 

Vertreter des Staatsoberhaupts beim 
IRGC 

23.1.2012 

3. Amir Ali Haji 
ZADEH (alias Amir 
Ali Hajizadeh) 

Kommandeur der Luftstreitkräfte des 
IRGC, Brigadegeneral 

23.1.2012 

B. Einrichtungen 

Name Identifzierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

11. Behnam Sahriyari 
Trading Company 

Postanschrift: Ziba Buidling, 10th 
Floor, Northern Sohrevardi Street, 
Teheran, Iran 

Verschickte im Mai 2007 zwei Contai­
ner mit verschiedenen Arten von 
Handfeuerwaffen von Iran nach Syrien 
unter Verstoß gegen Nr. 5 der Reso­
lution 1747 (2007) des VN-Sicher­
heitsrats. 

23.1.2012
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III. Islamic Republic of Iran Shipping Lines (IRISL) 

B. Einrichtungen 

Name Identifzierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. BIIS Maritime 
Limited 

Postanschrift: 147/1 St. Lucia, 
Valletta, Malta 

Steht im Eigentum oder unter der 
Kontrolle von Irano Hind (bereits be­
nannt) 

23.1.2012 

2. Darya Delalan Sefid 
Khazar Shipping 
Company (Iran) 
(alias Khazar Sea 
Shipping Lines 
oder Darya-ye 
Khazar Shipping 
Company oder 
Khazar Shipping 
Co. oder KSSL oder 
Daryaye Khazar 
(Caspian Sea) Co. 
oder Darya-e- 
khazar shipping 
Co.) 

Postanschrift: M. Khomeini St., Gha­
zian, Bandar Anzil, Gilan, Iran No. 
1, End of Shahid Mostafa Khomeini 
St., Tohid Square, Bandar Anzali, 
1711-324, Iran 

Steht im Eigentum oder unter der 
Kontrolle der IRISL 

23.1.2012
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ANHANG II 

Einrichtung nach Artikel 2 Absatz 2 

Syracuse S.L. 

ANHANG III 

Einträge nach Artikel 2 Absatz 3 

Name Identifizierungsinformationen Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

1. Hanseatic 
Trade Trust & 
Shipping 
(HTTS) GmbH 

Postanschrift: Schottweg 7, 22087 
Hamburg, Deutschland; Opp 7th Al­
ley, Zarafshan St, Eivanak St, Qods 
Township; HTTS GmbH, 

Steht unter der Kontrolle und/oder ist im 
Auftrag der IRISL tätig. HTTS ist unter 
derselben Adresse eingetragen wie die 
IRISL Europe GmbH in Hamburg; der Ge­
schäftsführer Dr. Naser Baseni war zuvor 
Beschäftigter der IRISL. 

23.1.2012 

2. Oasis Freight 
Agency 

Postanschrift: Al Meena Street, Op­
posite Dubai Ports & Customs, 2nd 
Floor, Sharaf Building, Dubai, VAE; 
Sharaf Building, 1st Floor, Al Mank­
hool St., Bur Dubai, P.O. Box 5562, 
Dubai, Vereinigte Arabische Emirate; 
Sharaf Building, No. 4, 2nd Floor, Al 
Meena Road, Opposite Customs, 
Dubai, Vereinigte Arabische Emirate, 
Kayed Ahli Building, Jamal Abdul 
Nasser Road (Parallel to Al Wahda 
St.), P.O. Box 4840, Sharjah, Ver­
einigte Arabische Emirate 

War im Auftrag der IRISL in den VAE 
tätig. Die Firma wurde durch die Good 
Luck Shipping Company ersetzt, die 
ebenfalls benannt wurde, weil sie im Auf­
trag der IRISL tätig ist. 

23.1.2012

DE L 19/30 Amtsblatt der Europäischen Union 24.1.2012


